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Am 17. März 2012 jährte sich zum 150. Mal der
Geburtstag des Kaufmanns und Sozialreformers 
Silvio Gesell, der wegen seiner grundlegenden 
Vorschläge für die Verwirklichung einer freiheitlichen 
und gerechten, den Frieden fördernden Gesellschafts-
ordnung mehr Beachtung verdient, als ihm bisher im 
allgemeinen und in der Wissenschaft im besonderen
zuteil wurde. Aus diesem Anlass soll das vorliegende
Buch die Persönlichkeit Silvio Gesells vorstellen und
anhand einer Auswahl von Textpassagen aus seinen
Werken einen Einblick in seine sozialreformerische
Gedankenwelt vermitteln. 
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Über die verfassungsrechtliche Notwendigkeit
einer Reform der Grundsteuer und mögliche
Modellvarianten wurde wiederholt berichtet.1

Sehr bald, so die Einschätzung in Fachkreisen,
könnte das Bundesverfassungsgericht die derzeit
geltende Bemessungsgrundlage der Grundsteuer
für nicht länger verfassungsgemäß erklären.
Spätestens ab diesem Zeitpunkt wird in den 
Medien, der Politik und der breiten Öffentlich-
keit intensiv über die künftige Ausgestaltung 
der Grundsteuer diskutiert werden. Dies auch vor
dem Hintergrund der Tatsache, dass das Aufkom-
men der Grundsteuer ausschließlich den Kommu-
nen zusteht und sie zugleich deren zweitwich-
tigste, direkte Steuereinnahmequelle darstellt.
Seit Mitte 2015 konzipieren und untersuchen die
Länder im Auftrag der Finanzministerkonferenz
ein weiteres Reformmodell, dieses Mal im Wesent-
lichen auf der Basis pauschalisierter Gebäude-
sachwerte. Sämtliche von den Ländern in den
vergangenen rund 20 Jahren ins Auge gefassten
Modelle sahen bzw. sehen die Besteuerung so-
wohl von Grund und Boden als auch der aufste-
henden Gebäude vor und halten damit an dem
tradierten Konzept der Grundsteuer mit einer so
genannten „verbundenen Bemessungsgrundlage“
fest. Den grundsätzlich alternativen Ansatz, näm-
lich Wegfall der Gebäudekomponente und Ausge-
staltung der Grundsteuer in Form einer reinen
Bodensteuer („unverbundene Bemessungsgrund-
lage“), wie in und von Fachkreisen seit vielen
Jahren diskutiert und gefordert 2, ziehen die Fi-
nanzminister bisher nicht ernsthaft in Erwägung.
Trotz einer Reihe von Sympathisanten, die der-
zeit mehr unter den Umwelt-, Bau- und Woh-
nungspolitikern als unter den Finanzpolitikern
zu finden sind, hat sich bisher noch keine der
im Bundestag vertretenen Parteien für einen sol-
chen Systemwechsel ausgesprochen. Dabei wäre

eine generell als Bodensteuer ausgestaltete
Grundsteuer – weil gerecht, investitionsfreundlich
und einfach – die richtige Antwort auf die Lang-
fristaufgaben, vor denen unsere Gesellschaft und
unser Land stehen. Aus diesem Grund haben sich
bereits Ende des Jahres 2012 sechs Bürgermeis-
ter mit dem Naturschutzbund Deutschland (NABU)
sowie Prof. Dr. Dirk Löhr von der Hochschule Trier
zusammengetan und den bundesweiten Aufruf
„Grundsteuer: Zeitgemäß!“ (www.grundsteuerre-
form.net) ins Leben gerufen.3 Seitdem haben
zahlreiche weitere Bürgermeister, Verbände und
Organisationen – darunter der Deutsche Mieter-
bund, der vhw Bundesverband für Wohnen und
Stadtentwicklung, der Wohnbund, die Initiative
für Natürliche Wirtschaftsordnung (INWO), das
Seminar für freiheitliche Ordnung, die Sozial-
wissenschaftliche Gesellschaft 1950 e.V., Chris-
ten für gerechte Wirtschaftsordnung – sowie vie-
le hundert Privatpersonen den Aufruf unterzeich-
net. Die konkrete Forderung an die Finanzminis-
terkonferenz besteht kurz gesagt darin, die Um-
wandlung der Grundsteuer in eine reine Boden-
wertsteuer oder eine kombinierte Bodenwert-
und Bodenflächensteuer ernsthaft zu prüfen. Im
Laufe des Jahres 2015 hat sich das Institut der
deutschen Wirtschaft auf Basis einer eigenen
Studie dieser Forderung angeschlossen und den
Aufruf ebenfalls unterzeichnet.4 Nach wie vor auf
Zurückhaltung stößt der Aufruf bei den kommu-
nalen Spitzenverbänden und den großen Verbän-
den der Immobilien- und Wohnungswirtschaft –
gleichwohl gibt es vereinzelt verhaltene (nicht-
öffentliche) Sympathie und Unterstützung. Drei
Bundesländer (Baden-Württemberg, Hessen und
Rheinland-Pfalz) haben das Anliegen auf Anre-
gung einzelner kommunaler Spitzenverbände in
die Finanzministerkonferenz getragen, wo es je-
doch bislang keine Mehrheit fand.

Die Bodensteuer –
Politische Debatte und Perspektive

Ulrich Kriese
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Für eine nennenswerte Erhöhung des Ange-
bots an Wohnraum und zur Unterstützung der
Innenentwicklung der Städte und Gemeinden ist
die Umwandlung der Grundsteuer in eine Boden-
steuer, die, anders als heute, neutral gegenüber
einer baulichen Investition ist, das Gebot der
Stunde. Dadurch würden vermehrt teil- und un-
bebaute Grundstücke bebaut, Brachen und Leer-
stände eher bzw. schneller als bisher wieder in
Nutzung gelangen, Baulücken geschlossen, mit-
hin kompaktere Strukturen und der effiziente,
sparsame Umgang mit Fläche gefördert – kurz:
das Vollzugsdefizit der gemeindlichen (städte-
baulichen) Planung würde gemindert.5 Gleichzei-
tig würden die Kommunen weniger unter Druck
gesetzt, (unnötiges) Bauland auszuweisen. Eine
Bodensteuer würde das spekulative Zurückhal-
ten von Immobilien teurer machen. Nur eine so
ausgestaltete Grundsteuer mobilisiert unbebaute
Grundstücke.6 Investitionen wie energetische
Sanierungen, Modernisierungen, Um-, An- oder
Ausbauten würden nicht mit einer Steuererhö-
hung bestraft. Auch dies garantiert allein die
Grundsteuer in Form einer Bodensteuer. Andere
finanzielle Investitionsanreize, die für den Staat
entweder Mehrausgaben bedeuten (Subventio-
nen) oder bei denen der Staat auf Einnahmen
verzichtet (steuerliche Sonderabschreibungen),
erübrigten sich dann möglicherweise wenigstens
zum Teil. Alles andere als entbehrlich, nämlich
ergänzend äußerst hilfreich, wäre eine Reduzie-
rung der Grunderwerbsteuer, deren Sätze die
meisten Bundesländer in den letzten Jahren aus
rein fiskalischen Überlegungen heraus teils deut-
lich erhöht haben. Die Grunderwerbsteuer sollte
unter Lagegesichtspunkten gestaffelt werden. Ein
niedrigerer Grunderwerbsteuersatz, wenn nicht
Steuerbefreiung, beispielsweise auf gehandelte
Grundstücke in Sanierungsgebieten oder gar ein
generell reduzierter Steuersatz für den per Stich-
tag definierten Innenbereich würde die Stoß-
richtung einer allgemeinen Bodensteuer sinnvoll
ergänzen.7

Einzelne Partner des im Sommer 2014 unter
der Federführung des Bundesministeriums für
Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit
(BMUB) mit den Ländern, den kommunalen Spit-
zenverbänden und der Bau- und Wohnungswirt-

schaft geschlossenen „Bündnisses für bezahl-
bares Wohnen und Bauen“ fordern eine „steuer-
liche Option für Kommunen zur Mobilisierung
erschlossener, aber unbebauter Grundstücke“. 8

Eine solche separate Grundsteuer auf Baulü-
cken u. ä. würde jedoch im Vergleich zu einer 
allgemeinen Bodensteuer den Prüf- und Verwal-
tungsaufwand deutlich erhöhen und wäre auf-
grund von Definitions- und Abgrenzungsproble-
men streitbefangen. Außerdem würde damit, erst
recht wenn es sich, so die erklärte Absicht, um
eine (freiwillige) „Option“ handelte, nur ein klei-
ner Teil der in Frage kommenden Flächenpoten-
ziale erfasst. Für teilbebaute Grundstücke mit
Ausnutzungsreserven sowie für Grundstücke mit
leer stehenden oder untergenutzten Gebäuden
gäbe es weiterhin keinerlei fiskalischen (Wie-
der-)Nutzungsanreiz. Entsprechendes gälte für
einen separaten Hebesatz für Baulücken, zu-
mindest solange für die Grundsteuer allgemein
eine verbundene Bemessungsgrundlage gilt. An
der Höherbesteuerung nach Investitionen in Ge-
bäude würde eine solche „steuerliche Option“
erst recht nichts ändern. An dieser Stelle sei an
die im Jahr 1961 eingeführte Grundsteuer C
(„Baulandsteuer“) erinnert. Sie wurde bereits
nach zwei Jahren wieder abgeschafft, nicht zu-
letzt weil sie zu bürokratisch konzipiert und mit
zu vielen Ausnahmen versehen war, u.a. zuguns-
ten des Gewerbes und von Eigentümern locker
bebauter, untergenutzter Grundstücke, und des-
wegen als ungerecht empfunden wurde.9 Vom
Bundesfinanzhof wurde sie nachträglich gleich-
wohl in jeder Hinsicht für verfassungsgemäß er-
klärt.10 Ihre bodenpolitischen Lenkungszwecke
beispielsweise wurden vom Gericht ausdrücklich
anerkannt – ein übrigens auch in vielen weite-
ren Punkten wichtiges Urteil nicht zuletzt im
Hinblick auf eine allgemeine Bodensteuer.

Eine ganze Reihe von Staaten kennt die Grund-
steuer als Bodensteuer, so etwa Dänemark, Hong-
kong, Litauen, Estland sowie Teile der USA, von
Australien und Neuseeland. Trotz teils vorhande-
ner Schwächen bei den realisierten Regelungen
ziehen die betreffenden Volkswirtschaften bzw.
die dortigen Kommunen aus der Bodensteuer
einen erheblichen Nutzen, und die internationa-
le Wettbewerbsfähigkeit der genannten Staaten
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erklärt sich zu einem guten Teil ebenfalls dar-
aus.11 Dort spielt die Bodensteuer im Vergleich
zu Deutschland und im Verhältnis zu den ande-
ren Steuerarten in der Regel auch eine größere
Rolle, was aus sozialökonomischen Gründen zu
begrüßen ist. 12 Daher sollten hierzulande nach
einer entsprechend erfolgreichen Umstellung der
Bemessungsgrundlage der Grundsteuer in einem
wohlweislich zweiten Schritt das mit ihr zu ge-
nerierende, höhere Aufkommen und ein generel-
ler „tax shift“ diskutiert werden. 

Wenn so Vieles für die Grundsteuer als Boden-
steuer spricht: Warum hat die Finanzminister-
konferenz sie sich nicht längst zu Eigen ge-
macht? Dazu ist zunächst festzuhalten, dass sich
die Finanzminister auch nach 20 Jahren Varian-
tendiskussion noch auf kein gemeinsames Modell
verständigen konnten. Die einzelnen Bundes-
länder bzw. Ländergruppen vertreten nämlich je-
weils das Reformmodell, das für sie im Kontext
des (derzeit geltenden) Länderfinanzausgleichs
die größten finanziellen Vorteile verspricht bzw.
die geringsten Nachteile birgt.13 Die Gründe für
das Unvermögen sich zu einigen, liegen sozu-
sagen außerhalb der Grundsteuer im engeren
Sinne. Die inhaltliche Auseinandersetzung mit
der Grundsteuer wird von sachfremden Erwä-
gungen überlagert. Statt danach zu fragen, was
sich nach einer (vernünftigen) Reform der Grund-
steuer gegebenenfalls am Länderfinanzausgleich
ändern muss, bastelt man sich die Grundsteuer
so zurecht, dass sie – jeweils aus Sicht des ein-
zelnen Landes – in den Länderfinanzausgleich
passt. Dieser Ansatz ist natürlich von vornherein
zum Scheitern verurteilt, weil die Länder beim
Länderfinanzausgleich keine gleich gerichteten
Interessen verfolgen. Demgegenüber sollten sie
auf Basis eines Konsenses über die Herausfor-
derungen der Zeit durchaus zu einer Einigung
über die Grundsteuer gelangen können – würden
sie fürs Erste bloß ihre Überlegungen zum
Länderfinanzausgleich ausklammern. Dabei dann
die Grundsteuer neu als Bodensteuer zu denken
und zu konzipieren, bedeutet freilich einen alten
Pfad zu verlassen und etwas Neues – eine Re-
form – zu wagen.

Jede Neuregelung der Grundsteuer, ob mit
oder ohne Gebäudekomponente, führt zu Belas-

tungsverschiebungen. Wie stark diese ausfallen,
ergibt sich außer aus der gewählten Bemes-
sungsgrundlage vor allem aus der bzw. den
Steuermesszahl(en). Um die Akzeptanz für die
Strukturreform als solche zu erhöhen, sollten
sich die Belastungsverschiebungen in einem
moderaten Rahmen bewegen. Deswegen emp-
fiehlt sich die Orientierung an der Aufkommens-
neutralität, wie sie sowohl von der Länder-
finanzministerkonferenz als auch von den Part-
nern des Aufrufs „Grundsteuer: Zeitgemäß!“ ver-
treten wird. Zeitliche Übergangsregelungen, die
Beibehaltung bestimmter Befreiungs- und Erlass-
tatbestände, eine eng umgrenzte soziale Härte-
fallregelung bei selbst genutztem Wohneigentum
und möglicherweise nach Nutzungsart (Wohnen,
Gewerbe, ggf. sozialer Wohnungsbau) differen-
zierte Steuermesszahlen sollten selbstverständ-
lich erwogen werden. Umgekehrt müsste die Mög-
lichkeit für einen Grundsteuererlass wegen we-
sentlicher Ertragsminderung 14, etwa aufgrund von
Leerständen, für die Zukunft ausgeschlossen wer-
den bzw. erübrigte sich bei einer Bodensteuer
ohnehin. Nach einhelliger Meinung soll die end-
gültige Höhe auch der neu geregelten Grund-
steuer wie bisher von den Kommunen autonom
mittels Hebesatz festgelegt werden können, so
dass jeder Kommune nach Bedarf Anpassungen
offen stehen. Vorausgesetzt die Grundsteuer wird
allgemein als Bodensteuer ausgestaltet, emp-
fiehlt sich die Einführung eines so genannten
zonierten Satzungsrechts, damit die Kommunen
Gebiete festlegen können, in denen ein abwei-
chender Grundsteuer-Hebesatz gilt.

Bei einer aufkommensneutralen Umwandlung
der Grundsteuer in eine Bodensteuer würden Mie-
terhaushalte mehrheitlich entlastet. Einfamilien-
häuser würden im Durchschnitt nur geringfügige
Be- und Entlastungsverschiebungen erfahren.
Hinzu kämen die miet- und bodenpreisdämpfen-
den Effekte. Zusammen genommen spricht dies
für eine potenziell hohe Akzeptanz einer Boden-
steuer bei der Mehrheit der Steuerzahler. Bau-
lücken und andere, unbebaute, aber erschlos-
sene Grundstücke würden eine teils erhebliche
Mehrbelastung erfahren, ebenso untergenutzte
Grundstücke oder Einfamilienhäuser in teuren/
städtischen Lagen.15 Von Eigentümern solcher
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Grundstücke, die in der Vergangenheit grund-
steuerlich überproportional geschont wurden,
dürfte der größte Widerstand zu erwarten sein.
Die politische Aufgabe in der nahen Zukunft
wird darin bestehen, die Maßstäbe zurecht-
zurücken und den Menschen die unbestreitbaren
Vorteile einer Grundsteuer in Form einer Boden-
steuer zu vermitteln.

Bis zum heutigen Tage ist die Kampagne
„Grundsteuer: Zeitgemäß!“ praktisch ausschließ-
lich ehrenamtlich geführt. Derzeit laufen Bemü-
hungen zur Finanzierung einer hauptamtlichen
Unterstützung. Alle Informationen, alle Unter-
zeichner, ein umfangreicher Fragen & Antworten-
Katalog und zum Online-Unterstützerformular:
www.grundsteuerreform.net
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